Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 

Entschließung über die Krise der Wirtschaftsgemeinschaft 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

tief besorgt über die derzeitige Lage und die weitere Entwick- 
lung der Europäischen Gemeinschaften; 

unter Berücksichtigung 

— der früheren Entschließungen des Parlaments über die Wirt- 
schafts- und Währungsunion; 

— der Unfähigkeit der Gemeinschaft, sich an das Programm zur 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion zu 
halten; 

— der gegenwärtig sehr unterschiedlich sinkenden Kaufkraft 
der verschiedenen Währungen der Gemeinschaft; 

— des durch die hohen Preise zahlreicher wichtiger Import- 
güter, insbesondere des Öls, auf die Wirtschaft der Mitglied- 
staaten aus geübten akuten Drucks; 

— der schwerwiegenden Zahlungsbilanzprobleme der gesamten 
Gemeinschaft und besonders einiger Mitgliedstaaten; 

— der steigenden Arbeitslosenquote innerhalb der Gemein- 
schaft, der nachlassenden Investitionstätigkeit und der ver- 
breiteten Furcht vor einer Wirtschaftskrise; 

in Kenntnis der Absicht der Staats- bzw. Regierungschefs, die 

Wirtschafts- und Währungslage auf dem geplanten Gipfeltref- 
fen in Paris zu erörtern; — 

1. weist nachdrücklich darauf hin, daß ein Fortschritt in Rich- 
tung auf eine Wirtschafts- und Währungsunion eine Haupt- 
aufgabe aller Mitgliedstaaten bleiben muß; 

2. ist der Ansicht, daß die Regierungen der Mitgliedstaaten 
die Bekämpfung der Inflationstendenzen zu ihrem Haupt- 
anliegen machen müssen und appelliert an das Verantwor- 
tungsgefühl aller sozialen Gruppen beim Kampf gegen die 
Inflation im Interesse der Vollbeschäftigung und wirtschaft- 
lichen Gesundung; 

3. ist der Ansicht, daß eine Stärkung der zentralen Organe 
der Gemeinschaft insbesondere im Währungsbereich drin- 
gend notwendig ist, und daß diese Organe mehr Autorität 
und größere Entscheidungsbefugnisse im Geiste der Ver- 
träge von Rom erhalten sollten; 
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4. betont die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung einer 
intensiven Wirtschaftstätigkeit der Gemeinschaft, unge- 
achtet gegenläufiger Tendenzen der Weltwirtschaft; be- 
dauert die ständige Unfähigkeit der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten und der Zentralbanken, den Europäischen 
Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit zu einer 
wirksamen Einrichtung der Gemeinschaft zu entwickeln 
und ihn mit den nötigen Befugnissen und Mitteln zur För- 
derung des internationalen Handels und zur Behebung 
wirtschaftlicher Schwächen auszustatten; 

5. ist der Meinung, daß die Maßnahmen der nationalen Re- 
gierungen zur Verminderung ihres Handelsbilanzdefizits 
gegenüber öl- und güterexportierenden Ländern insbeson- 
dere darauf abzielen sollten, ihre Unausgewogenheiten 
gegenüber diesen Ländern zu korrigieren, und nicht die 
Form allgemeiner Importbeschränkungen annehmen soll- 
ten, die sich möglicherweise nachteilig auf die Interessen 
aller ihrer Wirtschaftspartner auswirken, ohne wesentlich 
zur Lösung des Problems beizutragen; 

6. betont die Notwendigkeit einer intensiven Gemeinschafts- 
politik zur Förderung der Mobilität der Arbeitskräfte und 
zur Unterstützung der Arbeitnehmer bei ihren Bemühun- 
gen, ihre Fähigkeiten den Erfordernissen schnell wechseln- 
der Wirtschaftsbedingungen anzupassen; 

7. betont die Notwendigkeit einer wirksamen gemeinschaft- 
lichen Regionalpolitik; 

8. ist der Ansicht, daß die Gemeinschaften politisch dafür ver- 
antwortlich sind, die Energieversorgung der Mitgliedstaa- 
ten sicherzustellen; 

9. betont, daß der unbeschränkte Austausch von Gütern und 
Dienstleistungen und die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
und des Investitionskapitals in allen Teilen der Gemein- 
schaft wichtigste Ziele der Wirtschaftspolitik bleiben müs- 
sen; 

10. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und den 
Staats- bzw. Regierungschefs, die sich in Paris treffen wer- 
den, zu übermitteln. 
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